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1. Warnhinweis: Gefälschte Rechnun-
gen mit Zahlungsaufforderung im 
Umlauf, die nicht vom Bundeszent-
ralamt für Steuern (BZSt) stammen!  

 
Mi9t Sonderrundschreiben haben wir bereits 
am 15. Mai darüber berichtet, dass das Bun-
deszentralamt für Steuern (BZSt) aktuell vor 
diversen im Umlauf befindlichen betrügeri-
schen E-Mails und Briefen, die vorgeben, 
vom BZSt zu stammen, warnt. Tatsächlich 
stammen diese jedoch von unbekannten 
Tätern und nicht vom BZSt. 
 
Es wird wechselweise versucht, an sensible 
Daten der Empfänger zu gelangen wie z. B. 
Bankverbindungen, indem vorgegeben wird, 
dass eine vermeintliche Steuererstattung 
erfolgen solle. Teilweise erfolgt z. B. eine 
angebliche Festsetzung von Einkommens-
teuer oder Verspätungszuschlag mit Zah-
lungsaufforderung auf ein ausländisches 
Bankkonto oder es soll ein Link angeklickt 
werden, über den dann die Überweisung 
erfolgen soll. Dieser Link darf auf keinen Fall 
angeklickt werden und erst recht darf keine 
Dateneingabe erfolgen. Überweisungen sind 
in diesen Fällen zumeist unwiederbringlich 
verloren. 
 
Woran derartige Betrugsversuche zu erken-
nen sind: 
 

• Zahlungsaufforderung per E-Mail oder 
Aufforderung, über einen Link eine Zah-
lung zu leisten oder ein Formular auszu-
füllen. Zahlungsaufforderungen und Steu-
erbescheide werden i. d. R. nur per Brief 
übermittelt, es sei denn, der Empfänger 
hat einer Kontaktaufnahme per E-Mail 
ausdrücklich zugestimmt. 

 

• Angabe falscher und / oder ausländischer 
Bankverbindungen; Zahlungen an das 
BZSt sind ausnahmslos per Überweisung 
auf ein inländisches Konto der Bundes-
kasse zu leisten. 

 

• Betrügerische E-Mails sind oftmals in 
schlechtem oder fehlerhaftem Deutsch 
verfasst, enthalten häufig Rechtschreib-
fehler und es werden Fachbegriffe falsch 
verwendet, es werden keine Ansprech-
partner, Rufnummern angegeben oder 
unkorrekte Anschriften bzw. E-Mail-
Adressen.  

 

Im Verdachtsfall wenden Sie sich an die örtli-
che Polizeidienststelle oder informieren sich 
bei Ihrem Steuerberater. Sofern Bankdaten 
offenbart oder Überweisungen vorgenommen 
wurden, sollte direkt Kontakt zum Bankinstitut 
aufgenommen werden. 
 
Das BZSt aktualisiert auf seiner Homepage 
(www.bzst.de – Service – Warnung vor Be-
trugsversuchen) die aktuellen Betrugsversu-
che mit beispielhaften Betrugsschreiben, um 
diese besser identifizieren zu können. 
 
Bitte beachten Sie, dass uns mittlerweile 
auch weitere Fälle solcher Betrügereien be-
kannt geworden sind. So haben wir An-
schreiben der DGUV, der Deutsche Gesetzli-
che Unfallversicherung erhalten, die entwe-
der als E-Mail, jetzt aber auch als Brief ein-
gehen. Dem förmlichen Schreiben ist eine 
Rechnung beigefügt, die die Einführung ei-
nes Präventionsmoduls abrechnet. Die 
Bankverbindung im uns vorliegenden Fall ist 
in Spanien! Allein diese Besonderheit, dass 
eine deutsche Behörde, Überweisung auf ein 
spanisches Bankkonto anfordert, sollte schon 
zu einem Nachdenken bei den Angeschrie-
benen führen.  
 
 
2. Plan der Bundesregierung: Erst 

Sonderabschreibungen für Unter-
nehmen ab 1.7.2025 – dann KSt-
Senkung 

 
Die neue Bundesregierung hat einen Ge-
setzentwurf vorgelegt, über den nach deren 
Willen schnellstmöglich in Bundestag und 
Bundesrat entschieden werden soll. Gegen-
stand des beabsichtigten „Gesetz für ein 
steuerliches Investitionsprogramm zur Stär-
kung des Wirtschaftsstandorts Deutschland“ 
sind u. a. die Investitionsförderung für Unter-
nehmen bereits ab dem 1.7.2025 befristet bis 
zum 31.12.2027. Sodann soll die Körper-
schaftsteuer (KSt) von 15 % auf 10 % sinken, 
und zwar ab dem 1.1.2028 jährlich um 1 % 
befristet bis zum 31.12.2032. Die Gesamt-
steuerbelastung für Unternehmen soll von 
derzeit etwa 30 % bis zum Jahr 2032 auf 
knapp 25 % sinken. Thesaurierte Gewinne, 
also solche, die im Unternehmen verbleiben, 
sollen mit einem reduzierten Steuersatz ge-
zielt Reinvestitionen ermöglichen und Pla-
nungssicherheit für die Unternehmen ge-
währleisten. 
 

https://www.bzst.de/DE/Service/Betrug/warnung_betrugsversuche_node.html20
https://www.bzst.de/DE/Service/Betrug/warnung_betrugsversuche_node.html20
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Die Bundesregierung will kurzfristig Impulse 
für Investitionen setzen sowie Wachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen för-
dern. Dabei sollen Unternehmen bewegliche 
Wirtschaftsgüter, wie z. B. Maschinen, diese 
in den Jahren 2025 bis 2027 direkt mit maxi-
mal 30 % jährlich abschreiben können. Die 
Neuregelung soll nach dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung bereits ab dem 
1.7.2025 gelten und für alle Anschaffungen 
vor dem 1.1.2028. 
 
Für neu angeschaffte, betrieblich genutzte 
reine Elektrofahrzeuge sollen 75 % der An-
schaffungskosten im Jahr der Anschaffung 
abgesetzt werden können sowie in den 
5 Folgejahren jeweils 10 %, 5 %, 5 %, 3 % 
und 2 %. Für Hybridfahrzeuge gilt diese För-
derung nicht. Sie soll für Anschaffungen zwi-
schen dem 1.7.2025 und vor dem 1.1.2028 
gelten. 
 
Zudem ist vorgesehen, die Bruttopreisgrenze 
für die besondere steuerliche Förderung 
elektrischer Dienstwagen von aktuell 70.000 
Euro auf 100.000 Euro zu erhöhen. 
 
Weiterhin soll die steuerliche Forschungs- 
und Entwicklungszulage ausgeweitet werden. 
Von 2026 bis 2030 soll die Obergrenze der 
Bemessungsgrundlage bei der steuerlichen 
Forschungszulage von 10 Mio. € auf 12 Mio. 
€ angehoben werden. Betriebs- und Gemein-
kosten werden hierbei künftig mit einem pau-
schalen Abschlag von 20 % berücksichtigt. 
 
Bis 2029 sind bis zu 46 Milliarden € weniger 
Steuereinnahmen aus diesen Maßnahmen 
für den Staatshaushalt zu erwarten. 
 
Der Gesetzentwurf hat nach unserem Kennt-
nisstand bereits den Bundestag passiert und 
muss bedarf jetzt noch der Zustimmung des 
Bundesrats. Diese soll in der nächsten - und 
letzten - Sitzung vor der Sommerpause am 
11. Juli eingeholt werden.  
 
Unternehmen, die alsbald die Anschaffung 
von betrieblich genutzten Fahrzeugen pla-
nen, sollten die Verabschiedung des Geset-
zes abwarten, wenn eine zügige und hohe 
Abschreibung seitens des Unternehmens 
gewünscht ist. 
 
 
 

3. BFH: Zurechnungsbesteuerung für 
Stiftungen nach dem Außensteuer-
gesetz ist europarechtswidrig  

 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, 
dass die Beschränkung der Ausnahme von 
der Zurechnungsbesteuerung auf Familien-
stiftungen mit Sitz oder Geschäftsleitung in 
der EU oder im Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR) gegen die Kapitalverkehrsfrei-
heit verstößt und somit europarechtswidrig 
ist. Diese gilt auch für Drittstaaten wie die 
Schweiz. 
 
Geklagt hatten Begünstigte einer Schweizer 
Familienstiftung, denen das deutsche Fi-
nanzamt das Einkommen der Stiftung zuge-
rechnet hatte, obwohl sie keine Ausschüttun-
gen erhalten hatten. Eine Ausnahme wurde 
ihnen wegen des Sitzes der Stiftung außer-
halb der EU bzw. des EWR verwehrt. 
 
Der BFH entschied jedoch, dass auch auf 
ausländische Familienstiftungen in Drittstaa-
ten wie der Schweiz die Ausnahme der Zu-
rechnungsbesteuerung anzuwenden ist und 
ihnen damit zugutekommt.  
 
Diese Entscheidung stärkt die Rechtsposition 
vieler Begünstigter. Die Auswirkungen auf 
das Außensteuergesetz bleiben abzuwarten. 
 
 
4. BMF-Schreiben zum Sonderausga-

benabzug für Vorsorgeaufwendun-
gen bei steuerfreien Auslandsein-
künften  

 
Das Bundesfinanzministerium hat am 
3.4.2025 ein Schreiben zur Anwendung der 
Ausnahmen vom Sonderausgabenabzugs-
verbot für Vorsorgeaufwendungen betreffend 
die Beiträge zur gesetzlichen Renten-, Kran-
ken-, Pflege- sowie Arbeitslosenversicherung 
veröffentlicht. 
 
Anlass hierfür waren aktuelle Urteile des 
Bundesfinanzhofs (BFH) sowie gesetzliche 
Änderungen. Zunächst war entgegen des 
grundsätzlichen Abzugsverbots der genann-
ten Vorsorgeaufwendungen als Sonderaus-
gaben im Rahmen der inländischen Einkom-
menbesteuerung bei steuerfreien Auslands-
einkünften der Abzug gleichwohl zulässig, 
sofern es sich um Einkünfte aus nichtselbst-
ständiger Tätigkeit aus dem EU- bzw. EWR-
Ausland oder der Schweiz handelte. 2021 
hatte der BFH dann entschieden, dass zu-
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sätzlich auch Rentenbezüge aus den ge-
nannten Auslandsgebieten einen Sonder-
ausgabenabzug ermöglichten. 
 
Zudem ist für jede Versicherungssparte ge-
trennt zu prüfen, ob im Ausland ein steuerli-
cher Abzug möglich ist. Sofern dies nicht der 
Fall ist, kann die steuerliche Berücksichti-
gung als Sonderausgabe im Inland erfolgen. 
 
Im Jahr 2024 wurde durch das Jahressteuer-
gesetz der Sonderausgabenabzug ausgewei-
tet, und zwar auf sämtliche Einkunftsarten, 
also auch Einkünfte aus sonstiger selbst-
ständiger Tätigkeit über freiberufliche Ein-
künfte hinaus, die bereits 2023 zugelassen 
wurden, wenn ein wirtschaftlicher Zusam-
menhang zu den steuerfreien Auslandsein-
künften besteht.  
 
Danach ist es aktuell so, dass Beiträge zur 
gesetzlichen Renten-, Kranken-, Pflege- und 
Arbeitslosenversicherung, die durch steuer-
freie Einnahmen im EU-/EWR-Ausland oder 
der Schweiz ausgelöst werden, abziehbar 
sind, sofern der andere Staat keine Abzugs-
fähigkeit vorsieht. 
 
Für freiwillige Versicherungen ohne direkten 
Zusammenhang mit steuerfreien Auslands-
einnahmen gelten weiterhin die allgemeinen 
Abzugsregeln. Jede Versicherungssparte ist 
hierbei einzeln zu bewerten. Ein steuerlicher 
Abzug einer Sparte im Ausland schließt den 
Abzug einer anderen Sparte im Inland nicht 
aus. 
 
Entscheidend ist stets der unmittelbare wirt-
schaftliche Zusammenhang sowie die kon-
krete steuerliche Behandlung im Ausland. 
 
 
5. Erlass von Säumniszuschlägen setzt 

kein gerichtliches Verfahren zur AdV 
voraus 

 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat seine bishe-
rige Rechtsprechung zu den Voraussetzun-
gen des Erlasses von Säumniszuschlägen 
geändert. Dem zu entscheidenden Fall lag 
ein geänderter Einkommensteuerbescheid 
des Finanzamtes (FA) zugrunde, aus wel-
chem sich für die Kläger eine hohe Nachzah-
lung ergab. 
 
Hiergegen wendeten die Kläger sich mit dem 
Einspruch und stellten mehrfach beim FA 
einen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung 

(AdV), der vom FA jedoch wiederholt abge-
lehnt wurde. Es stellte sich später heraus, 
dass die Steuerfestsetzung durch das FA 
fehlerhaft war. Die Einkommensteuer wurde 
rückwirkend zugunsten der Steuerpflichtigen 
herabgesetzt. 
 
Die bereits entstandenen Säumniszuschläge 
blieben jedoch bestehen, da die ursprüngli-
che Steuerforderung formell rechtswirksam 
war. Die Kläger beantragten sodann den 
Erlass der Säumniszuschläge aus sachlichen 
Billigkeitsgründen, was sowohl das FA als 
auch das FG in erster Instanz ablehnten. 
 
Der BFH entschied jedoch entgegen der Auf-
fassung des FA wie auch des FG, dass 
Säumniszuschläge erlassen werden können, 
wenn die Steuerfestsetzung später aufgeho-
ben wird und der Steuerpflichtige nachweis-
lich alles getan hat, um die AdV zu erreichen. 
 
Es gibt nach der Entscheidung des BFH kei-
ne starre Pflicht, immer auch einen Antrag 
beim FG stellen zu müssen. Das Verfahren 
wurde an das FG zurückverwiesen, um auf-
zuklären, ob die Kläger ihre AdV-Anträge an 
das FA jeweils ausreichend begründet hat-
ten. 
 
Der BFH stellte aber klar, dass nicht pau-
schal verlangt werden könne, dass zwingend 
ein gerichtlicher AdV-Antrag gestellt werden 
müsse. Vielmehr komme es auf die konkre-
ten Umstände des Einzelfalls an, insbeson-
dere, wie substanziell und nachvollziehbar 
die Anträge auf AdV beim FA waren, ob der 
Steuerpflichtige auf der Grundlage des da-
maligen Sachstands hinreichend dargelegt 
hat, warum AdV geboten gewesen wäre und 
ob besondere Umstände vorlagen, die eine 
gerichtliche AdV als vielversprechend er-
scheinen ließen. 
 
Hieraus ergibt sich, dass ein unterbliebener 
gerichtlicher Antrag auf AdV nicht automa-
tisch schädlich ist, wenn der außergerichtli-
che AdV-Antrag beim FA gut begründet wur-
de. Gleichwohl bleibt es für den Steuerpflich-
tigen risikoreich, den gerichtlichen AdV-
Antrag nicht zu stellen, da nicht immer im 
Vorfeld klar ist, ob der Antrag vielverspre-
chend, substanziell und nachvollziehbar ist, 
sondern die Entscheidung immer erst rück-
blickend durch ein FA oder FG getroffen wird. 
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6. Aus aktuellem Anlass - Sommerhitze 
am Arbeitsplatz 

 
Mit den steigenden Temperaturen im Som-
mer wird der Schutz von Beschäftigten vor 
Hitze am Arbeitsplatz immer wichtiger. Hohe 
Temperaturen können die Leistungsfähigkeit 
beeinträchtigen und gesundheitliche Risiken 
mit sich bringen. Arbeitgeber sind daher ver-
pflichtet, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, 
um die Gesundheit ihrer Mitarbeiter zu schüt-
zen. 
 
Die Technische Regel für Arbeitsstätten ASR 
A3.5 „Raumtemperatur“ legt dabei folgende 
Grenzwerte und Maßnahmen fest: 

• 26 °C – diese Temperatur sollte in Arbeits-
räumen nicht überschritten werden. Ist 
dies aufgrund hoher Außentemperaturen 
unvermeidbar, müssen Sonnenschutz-
maßnahmen vorhanden sein. 

• 30 °C – ab dieser Temperatur sind Maß-
nahmen zur Reduzierung der Belastung 
erforderlich, wie z. B. Bereitstellung von 
Getränken, Lockerung der Kleiderordnung 
oder Anpassung der Arbeitszeiten. 

• 35 °C – Räume mit Temperaturen über 
35 °C sind ohne zusätzliche Schutzmaß-
nahmen wie Luftduschen oder Hitzepau-
sen nicht mehr als Arbeitsräume geeignet. 

 
Mögliche Maßnahmen zum Schutz der Be-
schäftigten: 

• Bereitstellung geeigneter Getränke bei 
Temperaturen über 26 °C; ab 30 °C ist 
dies verpflichtend. 

• Installation von Jalousien, Markisen 
oder Sonnensegeln, um direkte Sonnen-
einstrahlung zu vermeiden. 

• Verlagerung der Arbeitszeiten in die 
kühleren Morgen- oder Abendstunden. 

• Zusätzliche Wärmequellen, wie z. B. 
Drucker, sollten möglichst aus den Räu-
men entfernt werden. 

• Anpassung evtl. Kleidungsvorschrif-
ten, um leichtere und atmungsaktive Klei-
dung zu ermöglichen. 

• Zur Kühlung der Arbeitsräume sollten 
technische Maßnahmen ergriffen werden 
(z. B. Einsatz von Ventilatoren, Klimaan-
lagen). 

 
Bei Arbeiten im Freien muss der Arbeitge-
ber besonders auf den Hitzeschutz achten. 
Bei direkter Sonneneinstrahlung und hohen 
Temperaturen sind Schattenplätze bereitzu-
stellen, körperlich anstrengende Tätigkeiten 
möglichst in die kühleren Stunden zu verle-

gen und ausreichend Trinkwasser bereitzu-
stellen. Beschäftigte müssen durch geeignete 
Kleidung, Kopfbedeckung und Sonnen-
schutzmittel vor UV-Strahlung geschützt 
werden. Ab etwa 35 °C darf nur weitergear-
beitet werden, wenn wirksame Schutzmaß-
nahmen, wie zusätzliche Pausen oder Schat-
tenspender vorhanden sind. 
 

Anmerkung: Wir sind deshalb bei Sonne-
mann & Partner sehr dankbar, dass unsere 
neue Klimaanlage, deren Einbau uns doch 
wegen der zahlreichen Umbauerfordernisse 
ziemlich genervt hat, noch vor der Hitzewelle 
erfolgreich in Betrieb genommen werden 
konnte. Der Arbeitsplatz verschafft somit 
einen perfekten Hitzeschutz. Trotzdem haben 
wir zunächst darauf verzichtet, Glühwein 
oder Punsch auszuschenken.  

 
7. GmbH-Geschäftsführer – Beurtei-

lung der Sozialversicherungspflicht 
 
Grundsätzlich unterliegen Personen, die ge-
gen Arbeitsentgelt beschäftigt sind, der Ver-
sicherungspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung. Eine abhängige Beschäftigung 
liegt vor, wenn persönliche Abhängigkeit vom 
Arbeitgeber besteht, etwa durch Weisungs-
gebundenheit und Eingliederung in dessen 
Betriebsabläufe. Diese Merkmale grenzen 
die abhängige Beschäftigung von einer 
selbstständigen Tätigkeit ab, die durch unter-
nehmerisches Risiko und Entscheidungsfrei-
heit geprägt ist. 
 
Auch bei GmbH-Geschäftsführern gelten 
diese Maßstäbe. Entscheidend ist, ob sie 
maßgeblichen Einfluss auf die Gesellschaf-
terversammlung und damit auf die Geschicke 
der Gesellschaft ausüben können. 
 
Gesellschafter-Geschäftsführer gelten nur 
dann als selbstständig, wenn sie mindestens 
50 % der Gesellschaftsanteile halten oder 
über eine echte, umfassende Sperrminorität 
verfügen. Eine bloße Minderheitsbeteiligung 
reicht nicht aus, es sei denn, der Gesell-
schaftsvertrag sichert eine Mitbestimmung 
bei allen Gesellschafterentscheidungen. 
Fremdgeschäftsführer (ohne Kapitalbeteili-
gung) gelten grundsätzlich als abhängig be-
schäftigt. 
 
Zu dieser Problematik lag dem Bundessozi-
algericht (BSG) folgender Sachverhalt vor: 
Ein Geschäftsführer war bei einer GmbH 
tätig, deren Gesellschafter eine Holding-
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GmbH (50 %) und zwei natürliche Personen 
(je 25 %) waren. Der Geschäftsführer war 
Gesellschafter-Geschäftsführer der Holding-
GmbH, die wiederum gemeinsam mit seiner 
Ehefrau geführt wurde. Beide hielten jeweils 
50 % der Anteile und waren alleinvertre-
tungsberechtigte Geschäftsführer der Hol-
ding-GmbH. Die Deutsche Rentenversiche-
rung stellte im Rahmen einer Betriebsprüfung 
fest, dass der Geschäftsführer sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt sei, da er nicht 
über eine ausreichende Rechtsmacht verfü-
ge, um seine Tätigkeit unabhängig zu gestal-
ten. Ohne ausreichende Rechtsmacht ist der 
Geschäftsführer in die Gesellschaft einge-

gliedert und daher sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt. Das BSG bestätigte die Auf-
fassung der Deutschen Rentenversicherung. 
 
Aus dieser Rechtsprechung ergeben sich 
Hinweise, die darauf schließen lassen könn-
ten, dass es zu einer Absicherung der Sozi-
alversicherungsfreiheit sicherer sein sollte, 
statt mit 50 % besser mit 51 % an der GmbH 
beteiligt zu sein.  
 
 
 
 
 

 
 

  
 Fälligkeitstermine Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.),  
für Dauerfristverlängerung Umsatzsteuer, 
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli-Zuschlag (mtl.) 
 

10.7.2025 
Zahlungsschonfrist – 14.7.2025 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

Abgabe der Erklärung – 24.7.2025, 24 Uhr 
Zahlung – 29.7.2025 

  

 
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

seit 1.1.2025 =   2,27 % 
1.7. – 31.12.2024 =   3,37 % 

1.1. – 30.6.2024 =   3,62 % 
1.7. – 31.12.2023 =   3,12 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

  

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2020 = 100) 

2025: Mai = 121,8; April = 121,7; März = 121,2; Februar = 120,8; 
Januar = 120,3 
2024: Dezember = 120,5; November = 119,9; Oktober = 120,2; 
September = 119,7; August = 119,7; Juli = 119,8; Juni = 119,4 
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Rechtsstand: 29.6.2025 

https://www.bundesbank.de/de/bundesbank/organisation/agb-und-regelungen/basiszinssatz-607820
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

